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„Bodenfelde blickt zurück: Erinnerungen
an die Gemeindereform 1974“

Die Gebietsreform 1974 führte zur Eingliederung von
Wahmbeck, Amelith, Nienover und Polier in Bodenfelde,

verändert durch lokale Interessen und politische
Herausforderungen.

Die Gebietsreform in Niedersachsen hat vor fünf Jahrzehnten
tiefgreifende Änderungen für zahlreiche Gemeinden mit sich
gebracht. Am 1. März 1974 wurden Wahmbeck, Amelith,
Nienover und Polier in die Gemeinde Bodenfelde integriert.
Diese Veränderungen wurden nicht ohne Widerstand
hingenommen, und der Verlauf der Reform ist bis heute ein
bedeutendes Kapitel in der Geschichte der Region.

Bodenfelde, als Hauptort der neu geschaffenen Gemeinde,
hadert dabei mit den Vor- und Nachteilen dieser Fusion. Die
damaligen Entscheidungsträger, wie Arnold Stüber, der 47 Jahre
für die SPD im Rat des Fleckens aktiv war, erinnern sich an die
Zeit, als die kleinen Dörfer ein gewisses Maß an Unabhängigkeit
aufgeben mussten. Stüber erzählt, dass Uslar als mögliche
Alternative für einen Zusammenschluss betrachtet wurde, aber
Bodenfelde entschied sich letztlich für den eigenen Weg, was
nicht ohne Kontroversen blieb.

Die Eingemeindung und ihre
Herausforderungen

Die Entscheidung über die Eingemeindung war nicht nur ein
politischer Akt; sie war auch ein emotional aufgeladener
Prozess. Die Dörfer fühlten sich oft gegenüber Bodenfelde



benachteiligt und hegten Ängste, ihre eigene Identität zu
verlieren. Harry Arnemann, ein ehemaliger Ortsbürgermeister
aus Wahmbeck, beschreibt die anfänglichen Spannungen als
„Feuer und Wasser“, was die unterschiedlichen Mentalitäten und
Erwartungen verdeutlicht. Dennoch fanden eventual eine
erfolgreiche Zusammenarbeit und ein Dialog im Gemeinderat
statt.

Diese Reform war in erster Linie das Resultat eines Gutachtens
des Verwaltungsexperten Werner Weber aus dem Jahr 1965, das
eine drastische Reduzierung der damals über 4000
niedersächsischen Gemeinden empfahl. Vor diesem Hintergrund
erkannten die Politiker der Zeit die Notwendigkeit größerer
Verwaltungseinheiten, um effizienter arbeiten zu können.

Besonders hervorzuheben ist, dass die Gebietsreform nicht von
den politischen Entscheidungsträgern vor Ort, sondern in den
Büros der Staatskanzlei in Hannover beschlossen wurde. Dieser
Umstand sorgte für viele Diskussionen und Unmut in den
betroffenen Gemeinden, die sich in ihren Belangen oft
übergangen fühlten. Kritiker bemängelten, dass bei der Reform
vor allem bürokratische Überlegungen eine Rolle spielten und
weniger die Bedürfnisse der Einwohner.

Streitpunkte während der Fusion

Bei der Integration der einzelnen Gemeinden gab es zahlreiche
Punktabsprachen, die behandelt werden mussten. Die Bürger
von Nienover und Wahmbeck pochten auf die Beibehaltung ihrer
Namen und die Wahrung ihrer Interessen in der neuen Struktur.
So sollte beispielsweise in allen Ortsschildern der Gemeinden
erkennbar sein, dass sie weiterhin Teil ihres
Ursprungsgemeindes sind.

Steuern, Gebühren und Fragen der kommunalen
Selbstverwaltung standen besonders im Mittelpunkt der
Diskussionen. Ein weiterer Streitpunkt war der Erhalt der
Friedhöfe und Kapellen; während Wahmbeck sich für den



Ausbau von touristischen Angeboten starkmachte, wollte
Nienover bei der Nutzung ihrer Schulgebäude Mitspracherechte
behalten. Immer wieder wurde deutlich, dass die verschiedenen
Orte ihre Eigenheiten und kleinen Traditionen nicht verlieren
wollten. Das führte dazu, dass viel Zeit in die Verhandlungen
investiert wurde, um eine gemeinsame Lösung zu finden.

Schlussendlich wurde entschieden, dass Bodenfelde als Sitz der
neuen Verwaltung fungieren sollte. Bürger aus Nienover und
Wahmbeck hatten jedoch ebenfalls Zugang zu Dienstleistungen
und Sprechstunden direkt vor Ort, was den
Transformationsprozess erleichterte.

Die heutige Gemeinde Bodenfelde ist eine der kleinsten in
Niedersachsen, mit derzeit nur 939 Einwohnern. Trotz aller
Herausforderungen hat sich die Gemeinschaft in den letzten 50
Jahren stabilisiert. Negative Vorurteile über eine mögliche
Ineffizienz in kleinen Gemeinden wurden über die Jahre durch
Kooperationen und kommunale Projekte abgebaut.

Rückblick und Ausblick

Die Gebietsreform bleibt ein bedeutendes Sujet in der Region
und hat grundlegende Strukturen beeinflusst, die das Leben der
Bürger weiterhin prägen. Einige Versuche, mit angrenzenden
hessischen Gemeinden zu fusionieren, blieben in den letzten
Jahren aus verschiedenen Gründen erfolglos, was zeigt, dass die
Herausforderungen im Bereich der kommunalen
Zusammenarbeit nach wie vor bestehen. Die vorangegangenen
Änderungen bieten jedoch einen wichtigen Einblick in die
Entwicklung und Stabilität von Gemeinschaften in
Niedersachsen und zeigen, wie trotz veränderter
Rahmenbedingungen eine lokale Identität gewahrt bleiben kann.

Die Gemeindereform in Niedersachsen war nicht nur ein lokales
Phänomen, sondern spiegelte auch übergeordnete
gesellschaftliche und politische Entwicklungen wider. In den
1970er Jahren war die Bundesrepublik Deutschland in einer



Phase des Wandels, geprägt von industriellem Wachstum,
Urbanisierung und einer wachsenden Mobilität der Bevölkerung.
Diese Entwicklungen führten zu einem immer stärkeren
Bedürfnis nach effizienteren Verwaltungsstrukturen und einer
besseren Versorgung der Bürger mit öffentlichen
Dienstleistungen. Die Reform war als Antwort auf die
Herausforderung gedacht, eine reduzierte Anzahl von
Gemeinden zu schaffen, die in der Lage waren, diese
Bedürfnisse besser zu erfüllen.

Einfluss der Gebietsreform auf die
Bevölkerung

Mit der Eingliederung in Bodenfelde änderten sich nicht nur die
administrativen Strukturen, sondern auch die Lebensrealität der
Einwohner. Eine Fusion bringt oft Widerstände mit sich, die aus
der Angst vor dem Verlust von Identität und der
Eigenständigkeit der kleineren Gemeinden resultieren. Vor allem
die älteren Bewohner von Wahmbeck und Nienover berichteten
von der emotionalen Belastung, die mit dieser Veränderung
einherging. Viele fühlten sich, als würden ihre Stimmen in den
neuen Strukturen überhört werden.

Laut einer Umfrage des Niedersächsischen Landesamtes für
Statistik aus dem Jahr 2014 gaben 65% der Befragten an, dass
sie eine stärkere Mitbestimmung in kommunalen
Angelegenheiten wünschen. Dies zeigt, dass die Ängste um
Verlust von Einfluss und Identität in der Bevölkerung weit
verbreitet sind und auch Jahrzehnte nach der Reform weiterhin
eine Rolle spielen.

Die praktische Umsetzung der Reform und die Bildung neuer
Verwaltungsstrukturen erforderte ebenfalls eine Anpassung der
Bürgerserviceleistungen. In Bodenfelde bedeutete dies, dass
Bürgerintegration und kommunale Partizipation gefördert
werden mussten, um das Vertrauen der Bevölkerung in die
neuen Strukturen zu stärken und ein Gefühl der Zugehörigkeit
zu fördern. Dabei sollten lokale Projekte und Initiativen



unterstützt werden, um Gemeinschaftsgefühl und Identität
wieder zu schaffen.
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